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Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze Zum Erfordernis einer Vereinbarung nach 

§§ 123f. SGB 9 als Voraussetzung für die
Kostenübernahme von Ferienfreizeiten
und Tagesausflügen des beigeladenen
Leistungserbringers im Rahmen der
Eingliederungshilfe 

Normenkette §§ 90, 99, 102 Abs. 1 Nr. 3 und 4, 105,
108, 112, 113, 123, 126 SGB 9

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 SO 2208/23
Datum 26.06.2024

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -
Tenor: Die Klage wird abgewiesen.

Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht
zu erstatten.

Â 

Tatbestand

Â 

Streitig ist, ob der beklagte EingliederungshilfetrÃ¤ger fÃ¼r das Jahr 2024
verpflichtet ist, der KlÃ¤gerin 8 Ferienfreizeiten und 15 TagesausflÃ¼ge der
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Beigeladenen (insgesamt 44 Tage) als Leistungen der Eingliederungshilfe im
Rahmen eines persÃ¶nlichen Budgets zu finanzieren. 

Â 

Bei der am XX.2017 geborenen KlÃ¤gerin sind ein Grad der Behinderung von 100,
die Merkzeichen G, H und B sowie der Pflegegrad 4 festgestellt. Sie besucht die
erste Klasse des SonderpÃ¤dagogischen Bildungs- und Beratungszentrums der X-
Schule in X. Bei der KlÃ¤gerin sind folgende GesundheitsstÃ¶rungen diagnostiziert: 

â�¢ ChromosomenstÃ¶rung mit interstitieller, invertierter Duplikation 1 q und
terminaler Deletion 1 q (Q 92.5),

â�¢ globale psychomotorische Entwicklungsretardierung (F83), 

â�¢ Z. n. prÃ¤axialer Hexadaktylie linke Hand (Q69.9 Z), operative Korrektur Juni
2018, 

â�¢ HÃ¤mangiom am linken proximalen Oberschenkel (D18.01), 

â�¢ HÃ¤modynamisch nicht relevanter Vorhofseptumdefekt vom Sekundumtyp und
geringgradige valvulÃ¤rer Pulmonalstenose (Q21.1, Q22.1), und

â�¢ Dystrophie bei syndromaler Erkrankung mit Besserungstendenz (E45).

Â 

Die KlÃ¤gerin kann sich mit Hilfe von Orthesen fortbewegen. Unebenheiten des
Bodens oder Steigungen sind fÃ¼r sie aufgrund ihrer starken SehbeeintrÃ¤chtigung
schwer zu bewÃ¤ltigen. Auch mit Brille kann sie nicht dreidimensional sehen. Sie ist
daher auÃ�erhalb einer vertrauten Umgebung auf die Begleitung durch einen
Erwachsenen angewiesen. LÃ¤ngere Strecken kann die KlÃ¤gerin nur in einem
Buggy sitzend bewÃ¤ltigen. Sie kann sich weder selbststÃ¤ndig an- noch ausziehen
und trÃ¤gt durchgÃ¤ngig Windeln, die regelmÃ¤Ã�ig gewechselt werden mÃ¼ssen.
Mahlzeiten mÃ¼ssen fÃ¼r die KlÃ¤gerin kleingeschnitten werden und kÃ¶nnen
dann von der KlÃ¤gerin mit dem Fingern selbststÃ¤ndig zu sich genommen werden.
Zum Einschlafen benÃ¶tigt die KlÃ¤gerin die Verabreichung des zur Behandlung
von SchlafstÃ¶rungen zugelassenen Medikamentes SlenytoIn. In der Schule hat sie
Schwierigkeiten, sich fÃ¼r eine lÃ¤ngere Zeit auf ein Thema zu konzentrieren,
selbststÃ¤ndig Aufgaben zu erledigen oder mit anderen Kindern in einer Gruppe
zusammen zu arbeiten. Der KlÃ¤gerin fÃ¤llt es zudem sehr schwer, angemessenen
Kontakt zu anderen Kindern zu knÃ¼pfen und auszubauen. Sie ist sehr anhÃ¤nglich
an andere Kinder, so dass diese sich oft bedrÃ¤ngt fÃ¼hlen, und kann mit
ablehnenden Reaktionen auf dieses Verhalten nur schwer umgehen. Sie bricht
schnell in TrÃ¤nen aus und neigt zur Selbstverletzung durch BeiÃ�en auf die Hand.
DarÃ¼ber hinaus kann sie sich aufgrund ihrer geringen KonzentrationsfÃ¤higkeit
nur schwer auf das Spielen mit anderen Kindern einlassen und verfÃ¼gt auÃ�erhalb
ihrer Familie und der Schule Ã¼ber keine eigenen sozialen Kontakte. Die Schule der
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KlÃ¤gerin bietet keine Hortbetreuung wÃ¤hrend der Schulzeit und keine
Ferienbetreuung an. 

Â 

Damit die KlÃ¤gerin die MÃ¶glichkeit erhÃ¤lt, im Kontakt mit gleichaltrigen Kindern
an auÃ�erschulischen AktivitÃ¤ten teilzunehmen, beantragten die Eltern der
KlÃ¤gerin beim Beklagten mit Schreiben vom 02.03.2023 im Rahmen des
persÃ¶nlichen Budgets die Finanzierung einer Assistenz fÃ¼r die Begleitung der
KlÃ¤gerin bei Angeboten der beigeladenen â��Offene Hilfen gGmbH â��in X. 

Â 

Der Eltern der KlÃ¤gerin erklÃ¤rten im Rahmen von Telefonaten mit der
zustÃ¤ndigen Teilhabemanagerin des Beklagten am 17.04.2023 und 19.04.2023,
das begehrte PersÃ¶nliche Budget werde zur Deckung der Freizeitkosten beantragt.
Die KlÃ¤gerin habe wie jedes andere Kind ganz normale Schulferienzeiten. Dies
kÃ¶nne kein normaler Arbeitnehmer abdecken. HierfÃ¼r sei das Ferienprogramm
der Beigeladenen sehr gut geeignet. 

Â 

Die Mutter der KlÃ¤gerin konkretisierte in dem GesprÃ¤ch zur individuellen
Bedarfsermittlung am 15.06.2023 ihren Antrag gegenÃ¼ber der Beklagten
dahingehend, dass ihre Tochter ein persÃ¶nliches Budget beantrage, um damit eine
Assistenzkraft wÃ¤hrend der Teilnahme an FreizeitaktivitÃ¤ten und Ferienfahrten
finanzieren zu kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin wolle im Jahr 2024 an insgesamt 8
Ferienfreizeiten und an 15 TagesausflÃ¼gen der Beigeladenen teilnehmen. Die
Ferienfreizeiten umfassten in der Regel mit An- und Abreise 3 bis 4 Tage. Die
KlÃ¤gerin habe bereits 2022 und 2023 auf eigene Kosten an verschiedenen
Ferienfreizeiten der Beigeladenen teilgenommen. 

Â 

Nach vorhergehender AnhÃ¶rung vom 03.08.2023 lehnte der Beklagte den Antrag
mit Bescheid vom 21.08.2023 ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, bei der
beantragten KostenÃ¼bernahme von FreizeitmaÃ�nahmen der Beigeladenen
handele es sich um keine Leistung der Eingliederungshilfe nach dem SGB IX. Zudem
bestehe keine Vereinbarung mit der Beigeladenen. Eine Ã�bernahme sei hier daher
auch nicht im Rahmen eines PersÃ¶nlichen Budgets mÃ¶glich.

Â 

Den hiergegen eingelegten Widerspruch vom 14.09.2023 begrÃ¼ndete die
KlÃ¤gerin damit, ihr Antrag beziehe sich auf Leistungen zur sozialen Teilhabe nach 
Â§Â§ 113, 78 SGB IX. Zudem seien Teilhabeleistungen nicht Ã¼ber die Pflegekasse
zu erbringen, sondern neben deren Leistungen zu erbringen. AuÃ�erdem wÃ¼rden
die Leistungen der Pflegekasse bereits von KlÃ¤gerseite vollstÃ¤ndig
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ausgeschÃ¶pft. Zudem bestehe im Vergleich zu gleichaltrigen Kindern ohne
Behinderung eine TeilhabeeinschrÃ¤nkung bei der Freizeitgestaltung. Die nicht
vorhandene Leistungsvereinbarung zwischen dem Beklagten und der Beigeladenen
dÃ¼rfe der KlÃ¤gerin nicht zum Nachteil gereichen. 

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 29.09.2023 wies der Beklagte den Widerspruch
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er aus, die FreizeitmaÃ�nahmen der
Beigeladenen zielten darauf ab, das individuelle FreizeitbedÃ¼rfnis zu befriedigen.
Ein BedÃ¼rfnis nach Freizeit bestehe bei nichtbehinderten Menschen und
behinderten Menschen aber gleichermaÃ�en und stelle keinen
behinderungsbedingten Bedarf dar. DarÃ¼ber hinaus sei zu berÃ¼cksichtigen, dass
auch nichtbehinderte Kinder im Alter der KlÃ¤gerin ihre Freizeit nicht ohne die
UnterstÃ¼tzung der Familie bzw. der Sorgeberechtigten organisieren und
bewÃ¤ltigen kÃ¶nnten. AusflÃ¼ge und andere AktivitÃ¤ten zur Freizeitgestaltung
wÃ¼rden bei allen Kindern dieser Altersgruppe durch die Sorgeberechtigten, der
Familie und oft auch AngehÃ¶rigen organisiert und mit diesen oder anderen
Familienmitgliedern und Freunden ausgeÃ¼bt. Eine TeilhabeeinschrÃ¤nkung im
Vergleich zu gleichaltrigen, nicht behinderten Kinder, die eine zusÃ¤tzliche
Assistenzleistung zur Gestaltung von FreizeitaktivitÃ¤ten rechtfertigten, sei daher
grundsÃ¤tzlich nicht gegeben. Ein klÃ¤gerischer Bedarf an einer zusÃ¤tzlichen
Begleitung bei FreizeitmaÃ�nahmen der Beigeladenen bestehe nicht. Zudem
enthielten die Kosten der betreffenden FreizeitmaÃ�nahmen einen Grundbetrag
fÃ¼r Miete, Verbrauchsmaterialien, Ã�bernachtungskosten und Verpflegung sowie
fÃ¼r die Betreuung und Pflege. Dieser Grundbetrag enthalte damit regelmÃ¤Ã�ig
nur Kosten, die nicht aufgrund der Behinderung anfielen und die auch bei
nichtbehinderten Kindern den jeweiligen Sorgeberechtigten in Rechnung gestellt
wÃ¼rde. Bei den beantragten Leistungen handele es sich vielmehr um solche der
Pflegekasse, fÃ¼r welche es auch bereits eine Vereinbarung mit der Beigeladenen
gebe. Es sei auch nicht Aufgabe der Eingliederungshilfe, verbrauchte Pflegegelder
eines anderen vorrangigen TrÃ¤gers aufzustocken. Lediglich Ã¼ber Leistungen der
Kurzzeitpflege in Einrichtungen mit einer VergÃ¼tungsvereinbarung nach Â§Â§ 123
ff. SGB IX kÃ¶nnten solche Leistungen durch den beklagten TrÃ¤ger der
Eingliederungshilfe gewÃ¤hrt werden. Eine solche Vereinbarung liege fÃ¼r die
Beigeladene nicht vor.

Â 

Deswegen haben die Eltern der KlÃ¤gerin am 25.10.2023 Klage vor dem
Sozialgericht Heilbronn erhoben. Deren ProzessbevollmÃ¤chtigte macht unter
Verweis auf ein Ã¤rztliches Attest des behandelnden Kinderarztes Dr. Schneider
vom 17.11.2023 und auf ein undatiertes Schreiben der Beigeladenen an alle
AngehÃ¶rigen und Betreuerinnen und Betreuer der Teilnehmerinnen und
Teilnehmer von FreizeitmaÃ�nahmen geltend, dass die KlÃ¤gerin die
personenbezogenen Voraussetzungen nach Â§ 99 Abs. 1 SGB IX fÃ¼r einen
Anspruch auf Eingliederungshilfe gemÃ¤Ã� Â§ 112 Abs. 1 Nr. 1, S. 3 SGB IX
erfÃ¼lle. Die Teilnahme an TagesausflÃ¼gen und Ferienfahrten der Beigeladenen
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sei erforderlich und geeignet, der KlÃ¤gerin mit ihrem sehr hohen
sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarf den Schulbesuch zu ermÃ¶glichen oder
zumindest zu erleichtern. Die KlÃ¤gerin brauche â�� wie jedes andere Kind â�� den
Kontakt zu gleichaltrigen Kindern, um sich bestmÃ¶glich entwickeln zu kÃ¶nnen.
Durch das spielerische HeranfÃ¼hren an Bildungsinhalte im Verbund mit
gleichaltrigen Kindern und mit UnterstÃ¼tzung der Assistenz werde die KlÃ¤gerin in
den Entwicklungsbereichen Kommunikation und Sprache, Denken und Lernen sowie
Wahrnehmung im Rahmen der auÃ�erschulischen Freizeit- und Bildungsangebote
der Beigeladenen gefÃ¶rdert. Die Teilnahme an den auÃ�erschulischen AktivitÃ¤ten
der Beigeladenen stelle damit eine Leistung nach Â§ 112 Abs. 1 Nr. 1, S.3 SGBÂ IX
dar. Ein vergleichbarer anderer Anbieter als die Beigeladene sei der Familie der
KlÃ¤gerin weder bekannt noch vom Beklagten benannt. Die KlÃ¤gerin habe
behinderungsbedingt nur im Rahmen der Ferienfreizeiten und TagesausflÃ¼ge der
Beigeladenen die MÃ¶glichkeit, mit anderen Kindern in Kontakt zu treten und
AktivitÃ¤ten in einer Gruppe von gleichaltrigen Kindern nachzugehen, auch weil ihre
Schule der KlÃ¤gerin keine Nachmittagsbetreuung in Form eines Horts oder eine
Ferienbetreuung anbiete. Der Wunsch der KlÃ¤gerin, an insgesamt 44 Tagen im Jahr
gemeinsam mit gleichaltrigen Kindern an dem auÃ�erschulischen Bildungsangebot
der Beigeladenen teilzuhaben, sei daher erforderlich, um die gleichberechtigte
Teilhabe der KlÃ¤gerin an der Gesellschaft zu sichern. Der UnterstÃ¼tzungsbedarf
der KlÃ¤gerin gehe weit Ã¼ber denjenigen hinaus, den nichtbehinderte
sechsjÃ¤hrige Kinder hÃ¤tten. Ihre Eltern seien daher weder in der Lage noch
rechtlich verpflichtet, sÃ¤mtliche auÃ�erschulischen AktivitÃ¤ten ihrer Tochter zu
begleiten und dadurch eine zusÃ¤tzliche Assistenz zu ersetzen (mit Verweis auf die
Urteile des VG Halle, Urteil vom 05.09.2018, Az.: 7 A 55/17 und 7 A 149/16). Anders
als im Sozialhilferecht (Â§ 2 SGB XII) wÃ¼rden im Â§ 91 SGB IX die AngehÃ¶rigen
auch nicht als vorrangig vor der Eingliederungshilfe genannt. Entgegen der Ansicht
des Beklagten seien die Eltern zudem nicht verpflichtet, die Assistenz mit Geldern
aus der Pflegversicherung zu bezahlen. Zum einen gebe es zwischen Leistungen der
Pflegeversicherung und Leistungen der Eingliederungshilfe kein Vorrang-
NachrangverhÃ¤ltnis (Â§ 13 Abs. 3 S. 3 SGB XI), zum anderen liege der
Schwerpunkt der beantragten Leistung im Bereich der Eingliederungshilfe. Der
Beklagte kÃ¶nne die Bewilligung der beantragten Leistung schlieÃ�lich auch nicht
deshalb ablehnen, weil mit der Beigeladenen keine Leistungsvereinbarung bestehe.
Der Umstand, dass es der Beklagte offensichtlich versÃ¤umt habe, eine Leistungs-
und VergÃ¼tungsvereinbarung mit einem geeigneten Leistungserbringer
abzuschlieÃ�en, kÃ¶nne nicht zu Lasten der KlÃ¤gerin gehen. 

Â 

Die KlÃ¤gerin und der Beklagte haben in der nicht-Ã¶ffentlichen Sitzung vom
31.01.2024 einen gerichtlichen Vergleich geschlossen, den der Beklagte am
06.02.2024 widerrufen hat.

Â 

Die KlÃ¤gerin beantragt unter Bezugnahme auf eine entsprechende
Kostenaufstellung der Beigeladenen vom 22.11.2023,
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Â 

den Bescheid des Beklagten vom 21.08.2023 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.09.2023 aufzuheben und den Beklagten zu
verurteilen, der KlÃ¤gerin Eingliederungshilfe in Form des persÃ¶nlichen Budgets in
HÃ¶he eines Betrags von 6.850 Euro zu bewilligen, der fÃ¼r die Finanzierung der
Teilnahme der KlÃ¤gerin an insgesamt 44 Tagen fÃ¼r 8 Ferienfreizeiten und 15
TagesausflÃ¼gen der Beigeladenen im Jahr 2024 notwendig ist.

Â 

Der Beklagte beantragt, 

Â 

die Klage abzuweisen.

Â 

Der Beklagte verweist auf seine AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid und
erwidert der Klage im Ã�brigen, nach Â§ 123 Abs. 1 S. 1 SGB IX sei zwingende
Voraussetzung fÃ¼r die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r FreizeitmaÃ�nahmen der
Beigeladenen im Rahmen eines persÃ¶nlichen Budgets eine Leistungsvereinbarung
mit ihm. Diese liege nicht vor. 

Â 

Die Beigeladene stellt keinen Antrag.

Â 

Die Beigeladene legt eine Aufstellung der MaÃ�nahmen vor, fÃ¼r die die KlÃ¤gerin
im laufenden Jahr angemeldet ist, sowie eine Stellungnahme zum Inhalt der
betreffenden MaÃ�nahmen vor. Hinsichtlich der Verhandlungen zum SGB IX mit der
Stadt X und dem Beklagten habe am 03.05.2024 das erste informelle GesprÃ¤ch
stattgefunden. Mit dem Abschluss einer rechtsgÃ¼ltigen Vereinbarung in Form
einer Leistungs- und VergÃ¼tungsvereinbarung sei nicht vor Ende des Jahres 2024
zu rechnen. Eine laufende FreizeitmaÃ�nahme werde vom Neckar-Odenwald-Kreis
als Leistung der Eingliederungshilfe finanziert. Im Landkreis SchwÃ¤bisch Hall, dem
Ortenaukreis sowie in TÃ¼bingen, Heidelberg und BÃ¶blingen gebe es bereits
abgeschlossene Leistungs- und VergÃ¼tungsvereinbarungen; Freizeitangebote
wÃ¼rden auf dieser Grundlage von den TrÃ¤gern der Eingliederungshilfe
Ã¼bernommen. 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die im Gerichtsverfahren gewechselten
SchriftsÃ¤tze, auf die Protokolle Ã¼ber die nicht-Ã¶ffentliche Sitzung vom

                             6 / 17

https://dejure.org/gesetze/SGB_IX/123.html


 

31.01.2024 und die Ã¶ffentliche Sitzung vom 26.06.2024 sowie auf die Gerichtsakte
im Ã�brigen und auf die Verwaltungsakten des Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Die form- und fristgerecht erhobene Klage ist zulÃ¤ssig, aber nicht begrÃ¼ndet. Der
angefochtene Bescheid des Beklagten vom 21.08.2023 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 29.09.2023 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die
KlÃ¤gerin nicht in ihren Rechten (Â§Â 54 Abs.Â 1 S.Â 2 SGG). Die KlÃ¤gerin hat
keinen Anspruch gegen den Beklagten, ihr Eingliederungshilfe in Form des
persÃ¶nlichen Budgets in HÃ¶he eines Betrags von 6.850,00 Euro zu bewilligen, der
fÃ¼r die Finanzierung der Teilnahme der KlÃ¤gerin an 44 Tagen fÃ¼r 8
Ferienfreizeiten und 15 TagesausflÃ¼ge der Beigeladenen im Jahr 2024 im Rahmen
eines persÃ¶nlichen Budgets notwendig ist. Im Einzelnen:

Â 

1. Streitgegenstand:

Â 

StreitgegenstÃ¤ndlich ist der Bescheid des Beklagten vom 21.08.2023 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 29.09.2023 (Â§Â 95 SGG).

Â 

2. ZulÃ¤ssigkeit der Klage:

Â 

Ihr Klageziel verfolgt die KlÃ¤gerin zulÃ¤ssigerweise mit einer kombinierten
Anfechtungs- und Leistungsklage im GrundverhÃ¤ltnis zum SozialhilfetrÃ¤ger nach 
Â§Â 54 Abs.Â 1, 2, 4,Â Â§Â 56 SGG, weil sie Leistungen der Eingliederungshilfe im
Wege der KostenÃ¼bernahme in Form eines persÃ¶nlichen Budgets begehrt. Die
Leistungen sollen nicht im Rahmen des sozialrechtlichen DreiecksverhÃ¤ltnisses
direkt an die Beigeladene ausgezahlt werden, womit es ggfs. eines noch zu
bewirkenden Schuldbeitritts im Rahmen des Sachleistungsverschaffungsprinzips
bedÃ¼rfte (vgl. hierzu BSG, Urteil vom 28.10.2008, Az.: B 8 SO 22/07 R, juris). Einer
Verpflichtungsklage bedarf es deshalb hier nicht, weil der KlÃ¤ger die Ã�bernahme
der Kosten nicht durch Verwaltungsakt begehrt, mit dem die Mitschuld der
Beklagten gegenÃ¼ber der Beigeladenen begrÃ¼ndet werden soll (BSG, Urteil vom
25.09.2014, Az.: B 8 SO 8/13 R, in juris Rn. 10).

Â 

Â 
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Â 

3. UnbegrÃ¼ndetheit der Klage:

Â 

1. Rechtsgrundlagen: 

Â 

MaÃ�gebliche, hier in Betracht kommende Rechtsgrundlagen nach dem hier
einschlÃ¤gigen 9. Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) fÃ¼r den geltend gemachten
Anspruch sind die Â§Â§ 2, 90, 99, 102 Abs. 1 Nr. 3 und 4, 105, 108, 112, 113, 123, 
126 SGBÂ IX, welche in den hier relevanten AuszÃ¼gen lauten:

Â 

Â§Â 90 Aufgabe der Eingliederungshilfe

Â 

(1)Â 1Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, Leistungsberechtigten eine individuelle
LebensfÃ¼hrung zu ermÃ¶glichen, die der WÃ¼rde des Menschen entspricht, und
die volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu
fÃ¶rdern.Â 2Die Leistung soll sie befÃ¤higen, ihre Lebensplanung und -fÃ¼hrung
mÃ¶glichst selbstbestimmt und eigenverantwortlich wahrnehmen zu kÃ¶nnen. (â�¦)

(4) Besondere Aufgabe der Teilhabe an Bildung ist es, Leistungsberechtigten eine
ihren FÃ¤higkeiten und Leistungen entsprechende Schulbildung und schulische und
hochschulische Aus- und Weiterbildung fÃ¼r einen Beruf zur FÃ¶rderung ihrer
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu ermÃ¶glichen.

(5) Besondere Aufgabe der Sozialen Teilhabe ist es, die gleichberechtigte Teilhabe
am Leben in der Gemeinschaft zu ermÃ¶glichen oder zu erleichtern.

Â 

Â 

Â§Â 99 Leistungsberechtigung, VerordnungsermÃ¤chtigung

Â 

(1) Leistungen der Eingliederungshilfe erhalten Menschen mit Behinderungen (â�¦),
die wesentlich in der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft
eingeschrÃ¤nkt sind (wesentliche Behinderung) oder von einer solchen
wesentlichen Behinderung bedroht sind, wenn und solange nach der Besonderheit
des Einzelfalles Aussicht besteht, dass die Aufgabe der Eingliederungshilfe nach
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Â§Â 90 erfÃ¼llt werden kann.

Â 

Â§Â 102 Leistungen der Eingliederungshilfe

(1) Die Leistungen der Eingliederungshilfe umfassen (â�¦)

3. Leistungen zur Teilhabe an Bildung und 

4. Leistungen zur Sozialen Teilhabe.

Â 

(2) Leistungen nach AbsatzÂ 1 Nr. (â�¦) 3 gehen den Leistungen nach AbsatzÂ 1
Nr.Â 4 vor.

Â 

Â 

Â 

Â§Â 105 Leistungsformen

Â 

(1) Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden als Sach-, Geld- oder
Dienstleistung erbracht. (â�¦)

(3)Â 1Leistungen zur Sozialen Teilhabe kÃ¶nnen mit Zustimmung der
Leistungsberechtigten auch in Form einer pauschalen Geldleistung erbracht
werden, soweit es dieser Teil vorsieht.Â 2Die TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe regeln
das NÃ¤here zur HÃ¶he und Ausgestaltung der Pauschalen.

(4)Â 1Die Leistungen der Eingliederungshilfe werden auf Antrag auch als Teil eines
PersÃ¶nlichen Budgets ausgefÃ¼hrt. (â�¦)

Â 

Â 

Â§Â 108 Antragserfordernis

Â 

(1)Â 1Die Leistungen der Eingliederungshilfe nach diesem Teil werden auf Antrag
erbracht.Â 2Die Leistungen werden frÃ¼hestens ab dem Ersten des Monats der
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Antragstellung erbracht, wenn zu diesem Zeitpunkt die Voraussetzungen bereits
vorlagen. (â�¦)

Â 

Â 

Â§Â 112 Leistungen zur Teilhabe an Bildung

(1)Â 1Leistungen zur Teilhabe an Bildung umfassen 1. Hilfen zu einer Schulbildung,
insbesondere im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht und zum Besuch
weiterfÃ¼hrender Schulen einschlieÃ�lich der Vorbereitung hierzu; die
Bestimmungen Ã¼ber die ErmÃ¶glichung der Schulbildung im Rahmen der
allgemeinen Schulpflicht bleiben unberÃ¼hrt (â�¦). Â 3Hilfen nach SatzÂ 1
NummerÂ 1 umfassen auch heilpÃ¤dagogische und sonstige MaÃ�nahmen, wenn
die MaÃ�nahmen erforderlich und geeignet sind, der leistungsberechtigten Person
den Schulbesuch zu ermÃ¶glichen oder zu erleichtern.Â 

Â 

Â 

Â§Â 113 Leistungen zur Sozialen Teilhabe

Â 

(1)Â 1Leistungen zur Sozialen Teilhabe werden erbracht, um eine gleichberechtigte
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu ermÃ¶glichen oder zu erleichtern, soweit
sie nicht nach den Kapiteln 3 bis 5 erbracht werden.Â 2Hierzu gehÃ¶rt, Leistungs-
berechtigte zu einer mÃ¶glichst selbstbestimmten und eigenverantwortlichen
LebensfÃ¼hrung im eigenen Wohnraum sowie in ihrem Sozialraum zu befÃ¤higen
oder sie hierbei zu unterstÃ¼tzen. (â�¦)

(2) Leistungen zur Sozialen Teilhabe sind insbesondere (â�¦) 

2. Assistenzleistungen, (â�¦).

Â 

(3) Die Leistungen nach AbsatzÂ 2 NummerÂ 1 bis 8 bestimmen sich nach den Â§Â§
77 bis 84, soweit sich aus diesem Teil nichts Abweichendes ergibt. 

Â 

Â 

Â§Â 123 Allgemeine GrundsÃ¤tze
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Â 

(1)Â 1Der TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe darf Leistungen der Eingliederungshilfe
mit Ausnahme der Leistungen nach Â§ 113 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. Â§ 78 Abs. 5 und Â§
116 Abs.Â 1Â durch Dritte (Leistungserbringer) nur bewilligen, soweit eine
schriftliche Vereinbarung zwischen dem TrÃ¤ger des Leistungserbringers und dem
fÃ¼r den Ort der Leistungserbringung zustÃ¤ndigen TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe
besteht.Â 2Die Vereinbarung kann auch zwischen dem TrÃ¤ger der
Eingliederungshilfe und dem Verband, dem der Leistungserbringer angehÃ¶rt,
geschlossen werden, soweit der Verband eine entsprechende Vollmacht nachweist.

(2)Â 1Die Vereinbarungen sind fÃ¼r alle Ã¼brigen TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe
bindend.Â 2Die Vereinbarungen mÃ¼ssen den GrundsÃ¤tzen der Wirtschaftlichkeit,
Sparsamkeit und LeistungsfÃ¤higkeit entsprechen und dÃ¼rfen das MaÃ� des
Notwendigen nicht Ã¼berschreiten.Â 3Sie sind vor Beginn der jeweiligen
Wirtschaftsperiode fÃ¼r einen zukÃ¼nftigen Zeitraum abzuschlieÃ�en
(Vereinbarungszeitraum); nachtrÃ¤gliche Ausgleiche sind nicht zulÃ¤ssig.Â 4Die
Ergebnisse der Vereinbarungen sind den Leistungsberechtigten in einer
wahrnehmbaren Form zugÃ¤nglich zu machen.

(3) Keine Leistungserbringer im Sinne dieses Kapitels sind

Â 

1.

private und Ã¶ffentliche Arbeitgeber gemÃ¤Ã� oderÂ  Â§ 61 oder Â§ 61a sowie

2.

Einrichtungen der beruflichen Rehabilitation, in denen der schulische Teil der
Ausbildung nach Â§ 61a Abs. 2 S. 2 erfolgen kann.

(4)Â 1Besteht eine schriftliche Vereinbarung, so ist der Leistungserbringer, soweit
er kein anderer Leistungsanbieter im Sinne des Â§ 60 ist, im Rahmen des
vereinbarten Leistungsangebotes verpflichtet, Leistungsberechtigte aufzunehmen
und Leistungen der Eingliederungshilfe unter Beachtung der Inhalte des
Gesamtplanes nach Â§ 121 zu erbringen.Â 2Die Verpflichtung zur
Leistungserbringung besteht auch in den FÃ¤llen des Â§ 116 Abs. 2.

(5)Â 1Der TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe darf die Leistungen durch
Leistungserbringer, mit denen keine schriftliche Vereinbarung besteht, nur
erbringen, soweit

1.

dies nach der Besonderheit des Einzelfalles geboten ist,
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2.

der Leistungserbringer ein schriftliches Leistungsangebot vorlegt, das fÃ¼r den
Inhalt einer Vereinbarung nach Â§ 125 gilt,

3.

der Leistungserbringer sich schriftlich verpflichtet, die GrundsÃ¤tze der
Wirtschaftlichkeit und QualitÃ¤t der Leistungserbringung zu beachten,

4.

der Leistungserbringer sich schriftlich verpflichtet, bei der Erbringung von
Leistungen die Inhalte des Gesamtplanes nach Â§ 121 zu beachten,

5.

die VergÃ¼tung fÃ¼r die Erbringung der Leistungen nicht hÃ¶her ist als die
VergÃ¼tung, die der TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe mit anderen
Leistungserbringern fÃ¼r vergleichbare Leistungen vereinbart hat.

Â 

2Die allgemeinen GrundsÃ¤tze der AbsÃ¤tze 1 bis 3 und 5 sowie die Vorschriften
zur Geeignetheit der Leistungserbringer (Â§ 124), zum Inhalt der VergÃ¼tung (Â§
125), zur Verbindlichkeit der vereinbarten VergÃ¼tung (Â§ 127), zur
Wirtschaftlichkeits- und QualitÃ¤tsprÃ¼fung (Â§ 128), zur KÃ¼rzung der
VergÃ¼tung (Â§ 129) und zur auÃ�erordentlichen KÃ¼ndigung der Vereinbarung
(Â§ 130) gelten entsprechend.

Â 

(6) Der Leistungserbringer hat gegen den TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe einen
Anspruch auf VergÃ¼tung der gegenÃ¼ber dem Leistungsberechtigten erbrachten
Leistungen der Eingliederungshilfe.

Â 

Â 

Â§Â 126 Verfahren und Inkrafttreten der Vereinbarung

Â 

(1)Â 1Der Leistungserbringer oder der TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe hat die
jeweils andere Partei schriftlich zu Verhandlungen Ã¼ber den Abschluss einer
Vereinbarung gemÃ¤Ã� Â§Â 125 aufzufordern.Â 2Bei einer Aufforderung zum
Abschluss einer Folgevereinbarung sind die VerhandlungsgegenstÃ¤nde zu
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benennen.Â 3Die Aufforderung durch den LeistungstrÃ¤ger kann an einen
unbestimmten Kreis von Leistungserbringern gerichtet werden.Â 4Auf Verlangen
einer Partei sind geeignete Nachweise zu den VerhandlungsgegenstÃ¤nden
vorzulegen.

(2)Â 1Kommt es nicht innerhalb von drei Monaten, nachdem eine Partei zu
Verhandlungen aufgefordert wurde, zu einer schriftlichen Vereinbarung, so kann
jede Partei hinsichtlich der strittigen Punkte die Schiedsstelle nach Â§ 133
anrufen.Â 2Die Schiedsstelle hat unverzÃ¼glich Ã¼ber die strittigen Punkte zu
entscheiden.Â 3Gegen die Entscheidung der Schiedsstelle ist der Rechtsweg zu den
Sozialgerichten gegeben, ohne dass es eines Vorverfahrens bedarf.Â 4Die Klage ist
gegen den Verhandlungspartner und nicht gegen die Schiedsstelle zu richten.

Â 

Â 

2. Rechtliche WÃ¼rdigung:

Â 

Unter Zugrundelegung dieser rechtlichen Kriterien und anders als die
ProzessbevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin meint, handelt es sich bei den von der
KlÃ¤gerin fÃ¼r das Jahr 2024 begehrten streitgegenstÃ¤ndlichen Leistungen der
Beigeladenen nicht um Leistungen der Teilhabe zur Bildung nach Â§ 102 Abs. 1 Nr.
3 i.V.m. Â§ 112 SGB IX, sondern um solche der sozialen Teilhabe im Sinne des Â§
102 Abs. 1 Nr. 4 SGB IX i.V.m. Â§ 113 SGB IX. Dies ergibt sich bereits aus dem
Programmheft der Beigeladenen (https://www.oh-XX.de/unsere-angebote/assistenz-
in-der-freizeit/programm-pdf/). Auf Seite 103 heiÃ�t es beispielhaft bei der
Beschreibung fÃ¼r das von der KlÃ¤gerin unter anderem begehrte Ferienprogramm
Sommer 1: â��Wir basteln, spielen Spiele, machen Wasserschlachten, toben oder
faulenzen. Wir planen auch tolle AusflÃ¼ge. Hier ist fÃ¼r jeden etwas dabei.â��
Dies zielt ersichtlich und zuvÃ¶rderst auf die Schaffung und FÃ¶rderung von
sozialen Gemeinschaftserlebnissen ab und trÃ¤gt dem BedÃ¼rfnis nach Erholung
sowie aktiver und passiver Regeneration von Kindern in den Schulferien Rechnung.
DemgegenÃ¼ber werden in der Grundstufe, welche das erste bis vierte
Schulbesuchsjahr in der von der KlÃ¤gerin besuchten Schule in X umfasst, fÃ¼r
Kinder wie die KlÃ¤gerin mit einem hohen FÃ¶rderbedarf die Voraussetzungen fÃ¼r
weiteres schulisches Lernen geschaffen (so ausdrÃ¼cklich in:
https://XX.de/grundstufe/). Hierzu trÃ¤gt auch ein entsprechendes
Sozialkompetenztraining bei. In der Grundstufe haben die SchÃ¼lerinnen und
SchÃ¼ler auch die MÃ¶glichkeit der basalen FÃ¶rderung (Snoozleraum,
Sinnesraum). Sie kÃ¶nnen auch an weiteren motorischen Angeboten wie
Schwimmen, Sport und Reiten teilnehmen. Des Weiteren finden musikalische,
gestalterische und motorische Angebote statt, welche ebenfalls in den Unterricht
integriert werden (so ausdrÃ¼cklich in: https://XX.de/grundstufe/). Sowohl
Zielrichtung als auch Inhalt der Grundstufe der KlÃ¤gerin unterscheiden sich damit
deutlich von der Zielrichtung und vom Inhalt der betreffenden FreizeitmaÃ�nahmen,
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welche die Beigeladene anbietet und deren KostenÃ¼bernahme die KlÃ¤gerin fÃ¼r
das Jahr 2024 im streitgegenstÃ¤ndlichen Umfang und im Rahmen eines
persÃ¶nlichen Budgets begehrt. 

Â 

Einer KostenÃ¼bernahme der begehrten Leistungen der Beigeladenen als solche
zur sozialen Teilhabe im Sinne der Â§Â§ 102 Abs. 1 Nr. 4, 113 SGB IX in HÃ¶he eines
Betrags von 6.850 Euro, der fÃ¼r die Finanzierung der Teilnahme der KlÃ¤gerin an
8 Ferienfreizeiten und 15 TagesausflÃ¼gen der Beigeladenen in Begleitung eines
Assistenten im Jahr 2024 notwendig ist, steht hier aber entgegen, dass zum jetzigen
Stand zwischen der Beklagten und der Beigeladenen weder eine Leistungs- noch
eine VergÃ¼tungsvereinbarung nach den Â§Â§Â 113 Abs.Â 1, 125 SGB IX besteht. 

Â 

Insbesondere stehen vorliegend keine Assistenzleistungen als besondere Form der
Leistungen zur sozialen Teilhabe im Sinne des Â§ 78 Abs. 5 SGB IX im Streit, welche
von Â§ 123 Abs. 1 S. 1 SGB IX vom zwingenden Erfordernis einer Vereinbarung als
Voraussetzung fÃ¼r die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe nach Â§
113 Abs. 2 Nr. 2 SGB IX ausgenommen sind. Denn hierbei handelt es sich um
solche, die anders als bei den hier streitgegenstÃ¤ndlichen Leistungen
ausschlieÃ�lich von ehrenamtlichen KrÃ¤ften, Â§ 78 Abs. 5 S. 1 SGB IX, geleistet
oder als pauschale Geldleistung nach Â§ 116 Abs.Â  1 SGB IX erbracht werden
(Busse in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB IX, 4. Aufl., Â§ 123 SGB IX Rn. 50, Stand:
06.06.2024; SÃ¼sskind in: Hauck/Noftz SGB IX, 3. ErgÃ¤nzungslieferung 2024, 
Â§Â 123Â SGB IX Rn. 37 mit weiteren Nachweisen).

Â 

BezÃ¼glich des Fehlens einer Leistungs- und VergÃ¼tungsvereinbarung
nachÂ Â§Â 113 Abs.Â 1 SGB IX hat die Beigeladene selbst erklÃ¤rt, dass erst am
03.05.2024 ein erstes informelles GesprÃ¤ch zur Vorbereitung einer Leistungs- und
VergÃ¼tungsvereinbarung stattgefunden habe, mit deren Abschluss nicht vor Ende
des Jahres 2024 zu rechnen sei. Dies erscheint bemerkenswert, weil die
maÃ�geblichen Vorschriften bezÃ¼glich der aus dem SGB XII ausgelÃ¶sten und
reformierten Eingliederungshilfe (nun Â§Â§ 90-150 SGB IX) und damit auch die 
Â§Â§Â 123f. SGB IX bereits mit Wirkung zumÂ 01.01.2020 durch das Gesetz zur
StÃ¤rkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen
(Bundesteilhabegesetz â��Â BTHG) vom 23.12.2016 (BGBl. I S.Â 3234)Â in
KraftÂ getreten (Art.Â 1 i. V. m.Â Art. 26 Abs. 1, Abs. 4 Nr. 1 BTHG) sind und
damit das Verfahren des Zustandekommens der Vereinbarungen nach Â§
123Â Abs.Â 1 SatzÂ 1 i.V.m. Â§ 125 gesetzlich klar geregelt ist. Ziel war und ist es,
ein zeitsparendes und zÃ¼giges Verhandlungs- und KonfliktlÃ¶sungsverfahren
einzurichten (BT-Drucksache 18/9522, S.Â 297). Hierbei werden insbesondere
Beginn und Ende des Verhandlungsverfahrens eindeutig festgelegt (SÃ¼sskind in:
Hauck/Noftz SGB IX, 3. ErgÃ¤nzungslieferung 2024, Â§Â 126Â SGB IX Rn. 3).
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Â 

Ein Ausnahmefall im Sinne des Â§ 123 Abs. 5 SGB IX liegt ersichtlich nicht vor. Nach
dieser Vorschrift darf der TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe die Leistungen durch
Leistungserbringer, mit denen keine schriftliche Vereinbarung besteht, nur
erbringen, soweit dies nach der Besonderheit des Einzelfalles geboten ist, der
Leistungserbringer ein schriftliches Leistungsangebot vorlegt, das fÃ¼r den Inhalt
einer Vereinbarung nach Â§ 125 gilt, der Leistungserbringer sich schriftlich
verpflichtet, die GrundsÃ¤tze der Wirtschaftlichkeit und QualitÃ¤t der
Leistungserbringung zu beachten, der Leistungserbringer sich schriftlich
verpflichtet, bei der Erbringung von Leistungen die Inhalte des Gesamtplanes nach
Â§ 121 zu beachten, und wenn die VergÃ¼tung fÃ¼r die Erbringung der Leistungen
nicht hÃ¶her ist als die VergÃ¼tung, die der TrÃ¤ger der Eingliederungshilfe mit
anderen Leistungserbringern fÃ¼r vergleichbare Leistungen vereinbart hat. Ohne
dass es auf die weiteren Voraussetzungen des Â§Â 123 Abs. 5 SGB IX ankÃ¤me,
fehlt es hier schon an den zwingend erforderlichen schriftlich erklÃ¤rten
Verpflichtungen der Beigeladenen. 

Â 

Soweit der Gesetzeswortlaut davon spricht, dass der EingliederungshilfetrÃ¤ger die
VergÃ¼tung nur Ã¼bernehmen â��darfâ��, soweit die Voraussetzungen des Â§ 123
Abs. 5 S.Â 1 Nr. 1-4 SGBÂ IX erfÃ¼llt sind, bringt er das Verbot zum Ausdruck,
VergÃ¼tungen auch dann zu Ã¼bernehmen, wenn dies nicht der Fall ist. Nach dem
klaren Wortlaut der Vorschrift steht dem EingliederungshilfetrÃ¤ger insoweit kein
Ermessen zu. DemgegenÃ¼ber wurde zumindest die frÃ¼here Regelung des Â§ 75
Abs. 4 SGB XII noch dahingehend ausgelegt, dass sie dem SozialhilfetrÃ¤ger auch
ein Ermessen einrÃ¤umt, welches bei Vorliegen der Voraussetzungen des Â§ 75
Abs. 1 S. 1 Nr. 1-4 SGB XII a.F. aber auf Null reduziertÂ sei (Nachweise bei Lange in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII, 4. Aufl., Â§Â 75 SGB XII Rn. 109, Stand:
01.05.2024). Diese Auslegung scheint jedoch durch die verschÃ¤rften
Neuregelungen in Â§ 75 Abs. 5 SGB XII und Â§ 123 Abs.Â 5 SGB IX (â��darf [â�¦] nur
erbringen, soweit [â�¦]â��) ausgeschlossen. 

Â 

Es kann unentschieden bleiben, ob der EingliederungshilfetrÃ¤ger aufgrund des
Bedarfsdeckungsgrundsatzes unter bestimmten Voraussetzungen auch bei einem
vertragslosen Zustand zwischen ihm und dem Leistungserbringer die VergÃ¼tung
Ã¼bernehmen kann. Dies wird in der Kommentarliteratur bezugnehmend auf die
zur weniger strikt gefassten VorgÃ¤ngerregelung des Â§ 75 Abs. 5 SGB XII
vorhandene Rechtsprechung vertreten (Lange in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB XII,
4. Aufl., Â§Â 75 SGB XII Rn.Â 109 m.w.N., Stand: 01.05.2024). Allerdings waren
solche Ausnahmen schon aufgrund des Vereinbarungsprinzips desÂ Â§Â 75 Abs.Â 3
SatzÂ 1 SGBÂ XIIÂ restriktiv zu handhaben (Bayerisches LSG, Urteil vom 28.06.2018
â��Â LÂ 8 SO 240/15Â â�� in jurisÂ Rn.Â 75 m.w.N.). Dies bedeutet, dass unter
UmstÃ¤nden in Fallkonstellationen dieser Art der SozialhilfetrÃ¤ger aufgrund seiner
GewÃ¤hrleistungspflicht (Â§Â 17 Abs.Â 1 Nr.Â 1,Â 2 SGBÂ I) bzw. seiner
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GewÃ¤hrleistungs-verantwortung zwar auch in vertragslosen Konstellationen zur
Ã�bernahme sogar einer nicht dem Grundsatz der Wirtschaftlichkeit
entsprechenden VergÃ¼tung verpflichtet sein kÃ¶nnte. Eine dauerhafte
VergÃ¼tungsÃ¼bernahme ohne vertragliche Grundlage ist jedoch vor dem
Hintergrund der Grundkonzeption des sozialhilfe-rechtlichen
Leistungserbringungsrechts, das vorrangig eine LeistungsgewÃ¤hrung auf der
Grundlage von Vereinbarungen vorsieht, in keinem Fall gerechtfertigt (Bayerisches
LSG a.a.O., in juris Rn. 84 m.w.N. ). So liegt der Fall hier, weil die KlÃ¤gerin bei der
angestrebten Kosten-Ã¼bernahme fÃ¼r FreizeitmaÃ�nahmen und Angeboten der
Beigeladenen fÃ¼r das komplette Jahr 2024 an 44 Tagen nicht nur eine
vorÃ¼bergehende Ã�berbrÃ¼ckung eines vertragslosen Zustandes bis zum
Abschluss einer Vereinbarung zwischen beigeladenem Leistungserbringer und
beklagtem EingliederungshilfetrÃ¤ger, sondern letztlich eine dauerhafte
VergÃ¼tungsÃ¼bernahme ohne vertragliche Grundlage fÃ¼r das komplette Jahr
2024 begehrt, welche jedoch vor dem Hintergrund der Grundkonzeption des
sozialhilferechtlichen Leistungserbringungsrechts, das vorrangig eine
LeistungsgewÃ¤hrung auf der Grundlage von Vereinbarungen vorsieht, nicht
gerechtfertigt ist (hierzu Bayerisches LSG a.a.O., in juris Rn. 84 m.w.N., und ebenso
in dessen Urteil vom 22.09.2015Â â��Â L 8 SO 23/13Â â��, juris). Im Ã�brigen
wÃ¼rde so auch das gesetzgeberische Ziel der gesetzlichen Neuregelung des Â§
123 SGB IX unterlaufen, mit dem Abschluss individueller Vereinbarungen Anreize
fÃ¼r eine mÃ¶glichst kostengÃ¼nstige Leistungserbringung zu schaffen (so
ausdrÃ¼cklich in: BT-Drucks. 18/9522, S.Â 291 zuÂ Â§Â 123Â [Allgemeine
GrundsÃ¤tze]). HierfÃ¼r besteht aber kein Anlass, da die bereits mit Wirkung zum
01.01.2020 neugefassten Vorschriften, insbesondere in Â§ 126 SGB IX, klare
Regelungen enthalten, wie solche Vereinbarungen ggfs. auch unter
Inanspruchnahme von Schiedsstellen zeitnah geschlossen werden kÃ¶nnen. Hierauf
sind letztlich der Beklagte und insbesondere auch die Beigeladene zu verweisen.
Letztere mÃ¶chte nach eigenem Bekunden die Kosten fÃ¼r ihre Leistungen vom
Beklagten, sei es mittelbar an den EingliederungshilfeempfÃ¤nger oder unmittelbar
an sie selbst, Ã¼bernommen bzw. erstattet erhalten und weist die Teilnehmerinnen
und Teilnehmer ihrer Angebote und MaÃ�nahmen aktiv mit Rundbriefen etc. auf die
MÃ¶glichkeiten der (ggfs. auch gerichtlichen) Inanspruchnahme von
Eingliederungshilfeleistungen hin. Bei diesem Engagement verwundert, weshalb es
entgegen der aus den Â§Â§ 123f. SGB IX ersichtlichen gesetzgeberischen
Konzeption erst im Mai 2024 und damit Jahre nach Inkrafttreten der maÃ�geblichen
Vorschriften zu ersten informellen GesprÃ¤chen zwischen dem Beklagten und der
Beigeladenen gekommen ist, um die Grundlage fÃ¼r eine KostenÃ¼bernahme von
Leistungen der Beigeladenen zulasten des Beklagten im Rahmen der Â§Â§ 90f.,
123f., 125f. SGBÂ IX als Leistungen der Eingliederungshilfe zu schaffen.

Â 

DemgemÃ¤Ã� ist die Klage abzuweisen.

Â 

Â 
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4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 28.06.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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